Viertelj er Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. Inſertionsgebühr für den Raum einer 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 
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edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint 


Mittwoch, den 10. Juni 1868. 


Deutſchland. 
0. K. C. Reichstags: Verhandlungen. 

19. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (9. Juni.) 

Eröffnung 10% Uhr. Am Tiſch der Commiſſarien Delbrück, Jachmann, 
v. Waßdorf u. A. 

Es werden 4 kürzere Urlaubsgeſuche bewilligt, darunter dem Prinzen 
Albrecht auf zwei Tage wegen dienſtlicher Behinderung, dem Abg. Windthorſt 
wegen Verſchlimmerung ſeines Augenleidens; fernet ein Urlaub von 10, 
reſp. 14 Tagen den Abgg. v. Saucken und Holger. 

Der Telegraphen⸗Vertrag mit Luxemburg wird nach einem kurzen 
Bericht des Abg. Bail ohne Discuſſion genehmigt. 

Namens der 5. Abtheilung berichtet Abg. Graf Arnim⸗Boytzenburg 
über die Wahl des Abg. Harkort (Hagen), über die ſchon im October v. J. 
verhandelt wurde. Es Ja damals ein Proteſt des Bürgermeiſters von Hagen 
vor, der verſchiedene Wa lbeeinfluſſungen zu Gunſten Harkort's behauptete. 
So hatten in einem Wahllocale Mitglieder des Wahlvorſtandes Stimmzettel 
für Harkort vertheilt, ſo ſollten Stimmen für ihn „förmlich gekauft“ ſein; 
jo habe man gegen den Gegencandidaten v. Vincke durch die Behauptung 
agitirt, „Binde habe gegen die katholiſche Religion geſprochen.“ In Folge 
deſſen iſt die Wahl damals beanſtandet und eine Unterſuchung angeordnet 
worden, in den meiſten Fällen eine gerichtliche. Der Zeitraum zwiſchen 
dem 3. October, wo der erſte Beſchluß des Hauſes erfolgte und jetzt, wo das 
Reſultat vorliegt, erſcheint allerdings etwas lang. Die Behörden treffe dabei 
aber keine Schuld. Die Verzögerung kommt nur daher, daß eine große 
Menge von Zeugen zu vernehmen waren, von denen mehrere ihren Wohnſitz 
geändert hatten. 

Wegen des „Stimmenkaufes“ nun haben Unterſuchungen gegen Perſonen 
geſchwebt, welche 2% Sgr. und Schnaps für Stimmen geboten und gegeben 
haben ſollen. Die Vernehmungen ergeben, daß allerdings verſchiedentlich an 
Wähler Schnaps eingeſchenkt worden ſei; aber nicht unter der Bedingung, 
daß die Wähler für Harkort ſtimmen; ebenſo arg” daß Jemand Geld für 
ſeine Stimme erhalten habe. Ein Kaufmann hat Arbeiter auf ſeine Koſten 
guf der Eiſenbahn mitgenommen, ihnen Bier und Schnaps einſchenken 
laſſen; es iſt aber auch hier nicht nachgewieſen, daß dies unter der obigen 
Bedingung geſchehen ſei. — Die Commiſſion habe daraus die Ueberzeugung 
gewonnen, daß, wenn auch die Wahlagitation ſich vielfach der Grenze des 
nicht erlaubten genähert und wohl nicht anzunehmen ſei, daß die Gefällig⸗ 
keiten für die Wähler ſo ganz ohne Zuſammenhang mit der Wahl ſeien, 
doch Wahlbeſtechungen und ungeſetzliche Wahlbeeinfluſſungen in dieſer Be⸗ 
ziehung nicht vorliegen. Allerdings ſind in einem Wahllocal Stimmzettel 
und 1 Gunſten der Harkort ſchen Wahl vertheilt worden; ein 
Mitglied des Wahlvorſtandes hat während des Wahlactes für die Wahl 
Harkort's offen agitirt, den Wählern Stimmzettel für Harkort übergeben ꝛc. 
Die Abtheilung rügt dieſe Vorkommnſſſe und erklärt die circa 150 in die⸗ 
ſem Wa locale abgegebenen Stimmen für ungiltig. Da aber nach Abzug 
dieſer Stimmen für Harkort noch eine East bon circa 300 Stimmen 
verbleibt, beantragt die Commiſſion die Wahl für giltig zu erklären. 

Das Haus tritt dieſem Antrage ohne Debatte bei. 

Es folgt die Vorberathung des Budgets und ag die Special⸗Dis⸗ 
euffion über die fortdauernden Ausgaben, 68,681,404 Thlr. (319,780 
Thlr. weniger, als im vor. Jahre). 

Es liegen bis bat zum Etat folgende Anträge vor: 

) Friedenthal: „Den Bundeskanzler zu erſuchen, die Organiſation 
eines Bundes⸗Conſulats iſt Peſth⸗Ofen mit möͤglichſter Beſchleunigung 
veranlaſſen zu wollen; . 

2) Graf Frankenberg: 6000 Thlr. für das Germaniſche Muſeum in 
Nürnberg auf das Ordingrium des Etats zu ſetzen; (ſpäter wird der Antrag 
dahin a Po dum dem Muſeum eine Unterſtützung zu gewähren). 

3) v. Bockum⸗Dolffs: „Beim Etat der Marine Perwallun Tit. 1 
(Beſoldungen) die beſtimmte Erwartung auszuſprechen, daß im Etat für 1870 
das Gehalt eines Marine⸗Miniſters in Mk gebracht und die Stellung 
nicht ferner mit der des preußiſchen Kriegsminiſters combinirt, ſondern ſelbſt⸗ 
ſtändig beſetzt werde. 


4) Fries: „Der Reichstag wolle erklären, daß er eine weitere Vorlage M 


des Bündesrathes erwarte, wodurch die zum Zweck der Erweiterung der 
e und der Küſtenvertheidigung erforderlichen Geldmittel 
im Etat erhöht werden. 

Die Specialberathung beginnt mit dem Bundeskanzleramt: 
178,350 Thlr. (107,800 Thlr. mehr als im vorjährigen Etat), und zwor: 
Beſoldungen 42,850 Thlr.; andere perſönliche Ausgaben 5500 Thlr., ſächliche 
24,000 Thlr., Dispoſitionsfonds zu unvorhergeſehenen Ausgaben 30,000 Thlr., 
I Penſionen und Unterſtützungen für die Angehörigen der vormaligen 
chleswig⸗holſteiniſchen Armee 76,000 Thlr. \ 0 

räſident Delbrück: Ich habe ſchon in der letzten Seſſion bemerkt, daß 
der Etat für dieſe neue Behörde nur ein vorläufiger ſei, da ſich noch nicht 
überſehen laſſe, welche Anforderungen an fie geſtellt werden. Was ich da: 
mals ankündigte, daß die Poſt⸗ und Telegraphenverwaltungen als unmitiel- 
bare Bundesverwaltungen gänzlich Abtheilungen des Bundeskanzleramtes 
werden würden, iſt ſeitdem eingetreten. Seine fernere Thätigkeit in der Ver⸗ 
waltung der Conſulate hat ſich ſeit dem vorigen Jahre umfaſſend entwickelt, 
ebenſo in Bezug auf Behandlung der Fragen der Handelspolitik. Es iſt ein 
großer Theil der damals zwiſchen Preußen und dem Zollverein und anderen 
auswärtigen Staaten ſchwebenden internationalen Verhandlungen auf das 
Bundeskanzleramt übergegangen, es ſind andere hinzugetreten, die zum Theil 
ihren Abſchluß gefunden haben. Ein neuer Steig, feiner Thätigkeit iſt die 
Kenntnißnahme von dem Eiſenbahnweſen und die Aufſicht darüber ſoweit ſie 
nach der Verfaſſung dem Bunde zuſteht. Endlich hat es in Bezug auf die 
Ausführung der Geſetze des Bundes diejenigen Functionen wahrzunehmen 
gehabt, welche verfaſſungsmäßig dem Bunde zuſtehen. Es iſt eine Vermeh⸗ 
rung ſowohl der vortragenden Räthe und Hülfsarbeiter wie der ſubalternen 
Beamten gefordert, die ſich durch die erweiterten Geſchäfte der Behörde von 
ſelbſt ergiebt. Es iſt ferner eine kleine Mehrausgabe in Ausſicht genommen, 
die darauf beruht, daß die preußiſche bezügliche Behörde, die bisher das Rech⸗ 
nungsweſen auch für den Bund beſorgte, auch fernerhin mit der Wahrneh⸗ 
mung der Kaſſengeſchäfte betraut iſt. Abgeſetzt von dem Etat ſind die Ein⸗ 
nahmen aus dem Bundesgeſetzblatt. Die erhebliche N der ſach⸗ 
lichen Ausgaben ftügt ſich lediglich auf die Erfahrungen feit dem vorigen 
8 Ue * en werden ſchon in dieſem 97 nicht zu vermeiden 
ein. Eine erhebliche Vermehrung iſt ferner in \ 
Dispoſitionsſonds des Herrn Bundeskanzlers. Die für dies Jahr be⸗ 
willigten 40,000 Thlr. find ſchon heute verausgabt, es wird auch dieſer Fonds 
im Laufe des Jahres überſchritten werden müſſen und es ift daher feine Er⸗ 
höhung durchaus nothwendig; ich hede nur die Koſten hervor für die Com⸗ 
miſſton zur Vorberathung einer Civilproceßordnung, daß ſolche Ausgaben 
auch in Be nöthig ſein werden, ift kaum zweifelhaft. Auch die Vor⸗ 
arbeiten für ein gemeinſames Strafrecht werden Geld in Anſpruch nehmen. 
Endlich erſcheint im Etat des Bundeskanzleramtes ein Poſten von 76,000 
Thlr. an Penfionen und Unterſtützungen für die Angehörigen der ehemals 


ſchleswig⸗holſteinſchen Armee. Es iſt dies der Poſten, der auf dem Geſetze f 


beruht, dem der Reichstag vor einigen Tagen ſeine Zuſtimmung gegeben. 
Abg. v. Kirchmann: Ich vermiſſe in der W Auslaſſung 
einen wichtigen Punkt, der doch auch auf die Frage der Organifation der 


Behörden vom weitgreifendſten Einfluß iſt; ich möchte daher in dieſer Be: | ftell 
Kane einige Fragen an den Herrn Präſidenten des Sudesiunnle ani V 


tellen, auf die er gewiß ſo offen antworten wird, wie er es geſtern that. 
Dieſelben betreffen das Verhältniß des preußiſchen Kriegs⸗ Ri Marine 
Miniſters zu der Perſon des Herrn Bundeskanzlers. Und zwar frage ich 
nicht blos nach der rechtlichen Stellung der beiden Herren zu einander, ſon⸗ 
dern auch nach den Ba beſtehenden Verhältniſſen. Der preußiſche 
Landtag wie die Dreußiſche Regierung haben angenommen, daß das ganze 
Reſſort des Kriegs⸗ und Marine⸗Miniſteriums aus der preußiſchen Verwal⸗ 
tung ausgeſchieden und auf den Bund übergegangen iſt. nierten deſſen 
— denn auch die Regierung keinen Etat für die beiden Miniſterien aufge⸗ 

ellt und der Landtag bat dagegen nichts zu erinnern gefunden. Der Land⸗ 
tag hat alle Interpellationen in Bezug auf militäriſche Verhältniſſe unter⸗ 
lalien, und iſt auf Petitionen, die fin, . dieielben bezogen, nicht eingegan⸗ 
gen. Auch der vorige Reichstag hat die Sache in dieſer Weiſe aufgefaßt 


ntrag gebracht für den r 


Der Bundeskanzler erklärte ausdrücklich, daß er die volle Verantwortlichkeit 
auch für die Miniſterien des Krieges und der Marine übernehme. Auch 
die Leitung dieſer beiden Miniſterien ſteht nach der Bundesverfaſſung dem 
Bundeskanzler zu. Es wird daraus folgen, daß auch alle Verordnungen 
und Verfügungen, die von dem Kriegsminiſterium ausgehen, zu ihrer Gül ; 
tigkeit der Genehmigung des Bundeskanzlers bedürfen. 

Ich ſtelle nun die Frage an den Herrn Präſidenten des Bundeskanzler⸗ 
Amtes, in welcher Weiſe das Verhältniß zwiſchen dieſen beiden Perſonen 
geregelt worden iſt, insbeſondere, ob Einſtimmigkeit darüber herrſcht, daß der 
Bundeskanzler auch in dieſer Frage der entſcheidende Theil iſt, ob der Bundes⸗ 
kanzler, im Falle Differenzen entſtehen, den Ausſchlag giebt, ob überbaupt 
der Bundeskanzler vom Kriegsminiſter als höhere behördliche N ange⸗ 
ſehen wird, kurz, ob zwiſchen dieſen beiden Perſonen eine Regelung des 
Geſchäftsganges verabredet worden ift und feſtſteht, wodurch die Verantwort⸗ 
lichkeit, welche der Bundeskanzler auch für dieſe Miniſterien übernommen 
hat, eine praktiſche Bedeutung gewinnen kann. Der Reichstag hat für die 
nächſten Jahre nicht das Recht, an der Bewilligung für die Gelder des 
Kriegs⸗ und Maxine⸗Miniſteriums mitzuwirken. Gerade deshalb iſt es um 
ſo wichtiger, daß weagigſtens in der Verwaltung gegen die Anſprüche des 
Kriegsdepartements irgend ein Gegengewicht beſteht. In Preußen geſchah 
das von Seiten des Finanzminiſteriums, das die im Kriegsminiſterium auf⸗ 
geſtellten Etats prüfte und ſeine etwaigen Erinnerungen dazu machte. Un⸗ 
zweifelhaft geſchieht die erſte Auſſtellung des Militäretats auch jetzt im 
Kriegsminiſterium. Aber die Frage iſt, was geſchieht dann damit? Aus 
einer geſtrigen Erklärung des Herrn Präſidenten des Bundeskanzleramtes 
ſcheint mir hervorzugehen, daß man ſich mit einer beſonderen Prüfung dieſes 
Etats innerhalb des Bundeskanzleramtes nicht aufgehalten hat. Man hat 
ſich begnügt, den preußiſchen Herrn Finanzminiſter um die Gefälligkeit zu er⸗ 
ſuchen, dieſen Militäretat zu revidiren. Aber wir werden wohl Alle fühlen, 
daß eine ſolche Gefälligkeit nicht ausreicht, um irgend ein nennbares Gegen: 
1 5 gegen das Kriegsminiſterium zu bilden, ſo, wie es im Intereſſe des 

andes liegt. F E 

Einen Hauptpunkt ferner in der Militärverwaltung bildet das ſogenannte 
Militärcabinet. Sie wiſſen, daß dies Militärcabinet ſich aus der abſolu⸗ 
tiſtiſchen lle Preußens herdatirt, daß der rechtliche Beſtand dieſer Behörde 
ihon in Preußen vielfach angezweifelt worden iſt. Ich bin nun weit ent: 
fernt, die Rechte des Königs von Preußen in Bezug auf den Oberbefehl 
über das Heer irgendwie in Frage zu ſtellen. Aber ich bin der Anſicht, daß 
auch das Militärweſen aus ſeinen abſoluten Zuſtänden, wie ſie früher be⸗ 
ſtanden, in die conftitutionellen Formen mit eingefügt worden iſt. Es folgt 
daraus, daß der Bundeskanzler die Pflicht hat, dafür zu ſorgen, daß dem 
König von Preußen bei der Behandlung der Militärangelegenheiten die In⸗ 
formation und der Rath nur von ſolchen Perſonen zugeht, welche in dienſt⸗ 
licher Beziehung ja in Unterordnung zu dem Bundeskanzler ſtehen und für 
welche er nur unter dieſer Bedingung die Verantwortlichkeit übernehmen 
kann. Ich frage, ob überhaupt noch das Militärcabinet in Preußen jo be: 
ſteht, wie es vor Errichtung des Bundes beſtanden 1 und falls das der 
Fall iſt, wie deſſen Verhaͤltniſſe uu dem Bundeskanzleramte geregelt find. Es 
iſt gewiß auch pon großem Intereſſe für den Reichstag, zu wiſſen, in welcher 
Weiſe etwa einlaufende auf Militärverhältniſſe ſich beziehende Beſchwerden 
erledigt werden. Bei dem großen Umfange der Militärverhältniſſe im Ge⸗ 
biete des Bundes laufen derartige Beſchwerden, Petitionen, Geſuche gewiß 
häufig genug ein. Ich möchte nun wiſſen, ob dieſelben wie früher an den 
Kriegsminiſter gehen und von demſelben ſelbſtſtändig abgemacht werden, oder 
ob anerkannt wird, daß die Stimme des Bundeskanzlers die entſcheidende 
iſt, ob ferner die Immediatgeſuche, die von dem Könige von Preußen abge⸗ 
geben worden, im n oder im Bundeskanzler⸗Amt zur Erle⸗ 
digung kommen. Eine offene Antwort wäre um ſo pünſchensweriher, als 
ja in Süddeutſchland namentlich ſtets die Militärverhältniſſe unſeres Staats⸗ 
weſens als Hauptmotiv gegen den Anſchluß an den Nordbund geltend ge⸗ 
macht werden. 17785 5 0 

Nicht die . Wehrpflicht iſt es, die man in Süddeutſchland fürchtet, 
ſondern dieſe Verwaltungsweiſe, dies abfolute Regime, und je weniger viel⸗ 
leicht man Recht hat, die Verwaltungsweiſe des gegenwärtigen preußiſchen 
Kriegsminiſters anzugreifen, um jo wirkſamer würde es auf die öffentliche 
einung ſein, wenn über dieſe ganzen Verhältniſſe eine beruhigende loyale 
Erklärung in der Richtung abgegeben würde, daß durch die Organisation des 
Bundeskanzleramtes und die Feſtſtellungen zwiſchen Bundeskanzler und Kriegs⸗ 
miniſter für die Befürchtungen kein Raum mehr ſei, welche in jenen Ländern 
in Bezug auf die Militärverwaltung Preußens und ihre Strenge noch be⸗ 
ſtehen. — Da ich einmal bei dieſen Verhältniſſen bin (Heiterkeit, große Un⸗ 
ruhe, Schluß), jo möchte ich noch gleich eine andere Frage ſtellen, die die 
Perſon des Bundeskanzlers ſelbſt betrifft. Ich habe zu meinem Be⸗ 
dauern erfahren, daß der Herr Bundeskanzler ſehr leidend und vorläufig 
verhindert iſt, ſeinen Geſchäften nachzukommen. So viel ich weiß, iſt dem 
Hauſe noch keine amtliche Kenntniß von einer etwaigen Stellpertretung ge⸗ 
worden. Die Sache würde vielleicht nicht verdienen, hier berührt zu werden, 
wenn nicht in den Zeitungen, die der Regierung ſehr nahe ſtehen, eine Mit⸗ 
theilung gemacht wäre, welche conſtatirt, daß das Leiden des Herrn Bundes⸗ 
kanzlers ein derartiges iſt, daß es nach dem ganz entſchiedenen Gutachten der 
Aerzte 5 auf Monate hin unmöglich ſein wird, die Geſchäfte ſeines Amtes 
55 verſehen, ja daß er ſogar Berlin auf längere Zeit wird verlaſſen müſſen. 

eine Herren, der Fall iſt alſo ſo weitausſehend, daß die Beſtimmungen des 
Art. 15 der Verfaſſung über zeitweilige Vertretungen mir hier nicht mehr 
zuzutreffen ſcheinen. An jenem Artikel find nur für den Fall ganz vorüber⸗ 
gehender, tageweiſer Abhaltungen Beſtimmungen getroffen. Der Herr Bun⸗ 
deskanzler hat ſelbſt die große und ſchwere Bedeutung ſeines Amtes aner⸗ 
kannt, er hat erklärt, es wäre nicht möglich, das Amt des Bundeskanzlers 
Jemandem anders, als dem preußiſchen Miniſterpräſidenten zu übertragen. 
Ich age daher an, ob man der Anſicht iſt, daß auch in dieſem Falle die 
gewöhnliche Subftitution zureicht, oder ob man eine längere Vertretung orga⸗ 
niſtren will, und wie es in jedem Falle mit der Verantwortlichkeit und den 
Schwierigkeiten des Amtes gehalten werden ſoll. Es liegen uns noch fo 
wichtige Fragen, ſo bedeutende Geſetze zur Erledigung vor, daß die Beant⸗ 
wortun 1 70 dieſer Fragen gewiß an der Zeit iſt. 

Präſident Delbrück: 800 habe geſtern bereitwillig die Fragen beant⸗ 
wortet, die ich zu beantworten in der Lage war, weil ſie ſämmtlich Gegen⸗ 
ſtände betrafen, die einen Gegenſtand der Erörterung, zur Beſchlußnahme 
oder Vorbereitung der Beſchlußnahme des Reichstages bildeten. Das kann 
— Beziehung auf die jetzt geftellten Fragen nicht anerkennen. (Sehr 
ichtig! rechts.) Der Herr Bundeskanzler hat in der vorigen Seſſion auf 
das Allerbeſtimmteſte erklärt, daß er die ihm übertragene Verantwortlichkeit 
in vollem Umfange übernehme. Er hat bis jetzt dieſer Erklärung vollſtändig 
Helge eleiſtet. Welche Mittel er einſchlägt, im Einvernehmen mit den 

erren Reſſort⸗Chefs, mit denen er dabei im Einvernehmen zu handeln hat, 
um dieſe Verantwortlichkeit wirklich tragen zu können, das würde Gegen⸗ 
ſtand der Diseuſſion in dieſem Hauſe nur dann ſein können, wenn es darauf 
ankäme, die Mittel zu bewilligen, um durch perſonelle oder ſachliche Einrich⸗ 
tungen dieſe Verantwortlichkeit zu realiſtren. Ich bin bereit, wenn behauptet 
wird, daß die Ausſtattungen für das Bundeskanzleramt, die hier in An⸗ 
pruch genommen werden, zu weit gehen, die Frage zu discutiren, aber ich 
glaube nicht, daß die Verpflichtung vorliegt, hier die Details der inneren 
Organiſation darzulegen, ein Detail, welches zunächſt mit dem Etat in keiner 
Berührung ſteht, welches lediglich da hin führt, die Einrichtungen klar zu 
wecke der 
erwaltung 1 erfüllen. Ich habe ſchon geſtern in Bezug auf den Etat be⸗ 
merkt, in welcher Weiſe er aufgeſtellt, vorbereitet und ſchließlich vorgelegt 
wird. Ich bemerke dabei, daß Herr von Kirchmann nicht gläcklich gehört 
hat, wenn er meinen Aeußerungen entnahm, daß z. B. der at des Kriegs⸗ 
miniſteriums lediglich der Reviſion Seitens des preußiſchen Finanzminiſters 
unterliege und daß für das Bundeskanzleramt dabei eine Mitwirkung nich 
in Anſpruch genommen ſei. Das iſt nicht der Fall. Ich habe ausdrücklich 
hervorgehoben, daß auch das Bundeskanzleramt das Seinige dabei zu thun 
bat. Ich glaube, mich aber hierauf beſchränken zu müſſen, was die Frage 
betrifft, wie der allerhöchſte Bundesfeldherr in Bezug auf die Armeeange⸗ 
legenheiten ſeine Entſchließungen 415 und vorbereitet, ſo muß ich auch das 
für einen Gegenſtand erachten, der für eine Discuſſion hier im Hauſe nicht 
geeignet iſt. Endlich, was die Frage betrifft, die Herr v. Kirchmann an den 
jetzigen leidenden Zuſtand des Herrn Bundeskanzlers geknüpft hat, ſo be⸗ 


tellen, die in der inneren Verwaltung getroffen find, um die 3 


merke ich, daß, wenn im Falle der Entfernung des Bundeskanzlers deshalb 


Anordnungen zu treffen waren, dieſe ausſchließlich Sache des Bunden⸗Prä⸗ 


ſidiums fein werden und daß ich nicht in der Lage bin, irgend eine Aeuße⸗ 
Fang ene abzugeben. (Atte des ; ps 

ie einzelnen Titel des Etats des Bundeskanzleramtes werden bewilligt. 
Zu Titel 4 motivirt Graf Frankenberg ſeinen Antrag: Es wird immer 
mehr in der Nation anerkannt, daß der Bund, als deſſen Vertreter wir hier 
verſammelt ſind, ſich nicht blos mit Eiſenbahnen, Poſten, Telegraphen und 
dergleichen beſchäftigen, ſondern daß auch die geiſtigen Intereſſen in ihm 
die vornehmſte Stätte finden, daß auch Kunſt und Wiſſenſchaft hier gepflegt 
werden ſollen. Einen Zweck in dieſer Richtung verfolgt auch mein Anz 
trag. Schon im vorigen Jahre hat der Abg. v. Rabenau die Aufmerkſam⸗ 
keit des Hauſes auf das germaniſche Muſeum in Nürnberg gelenkt. Es iſt 
dies Unternehmen ein greßartiges und echt nationales; es iſt unternommen 
in jener Stadt, die die Burggrafeu von Nürnberg beherbergt hat, in 
jener Stadt, die man noch unlängſt eine nationale Inſel in Süddeutſch⸗ 
land genannt hat. Es ſoll dies Muſeum dereinſt der Sammelpunkt werden 


für die köſtlichſten hiſtoriſchen und archäologiſchen Denkmäler. Sie haben 
neulich in einem famoſen ſüddeutſchen Wahlprogramme die Worte gehört, 


daß der Militarismus des norddeutſchen Bundes alle anderen Mittel ver⸗ 
ſchlinge und die geiſtigen Intereſſen auſ's Schwerſte ſchädige. Ich glaube, 
Sie können den Herren Programmſchreibern keine beſſere Antwort ertheilen, 
als wenn Sie gerade dies ſüddeutſche Unternehmen unterſtützen, das auf die 
Förderung der vornehmſten ben der ganzen deutſchen Nation abzielt. 

Präſident Delbrück: Ich kann Ihnen die Annahme dieſes Antrages 
nicht empfehlen. Die Frage, ob der norddeutſche Bund dem germaniſchen 
Muſeum zu Nürnberg eine Subvention zu leiſten habe, iſt im Schooße des 
Bundesrathes eingehend erörtert worden. Dieſe Erörterung wurde veran⸗ 
laßt einmal durch dies Haus und ſodann durch eine an den König von 
Preußen gerichtete Vorſtellung des Vorſtandes des Muſeums, die dem Bun⸗ 


desrathe zur Verfügung vorgelegt worden iſt. Der Bundesrath hat ſeiner⸗ 


ſeits nicht geglaubt, daß eine Unterſtützung dieſer Art in den Kreis der 


Bundesangelegenheiten falle. Die Subvention zur Beobachtung der Sonnen⸗ 


finſterniß bildet kein Präcedenz, denn es wurde im Bundesrathe einſtimmig 
anerkannt, daß dergleichen Subventionen außerhalb der Competenz des Bun⸗ 
des fallen. Bei dieſer Frage hat der Bundesrath aus ſachlichen Gründen 
Bedenken tragen müſſen, eine gleiche Subvention eintreten zu laſſen. 

Abg. zur Rabenau erinnert daran, daß auch der alte Bundestag eine 
gleiche Subvention nicht außerhalb ſeiner Competenz gefunden habe. Die⸗ 
ſelbe könne ja eventuell unter dem Dispoſitionsfonds für den Bundes⸗ 
kanzler bewilligt werden. Redner warnt ſchließlich vor doctrinären Zänke⸗ 
reien, die mehr als der Militarismus geeignet ſeien, den Süden vom Nor⸗ 
den abzuſchrecken. a 

Abg. Tweſten bedauert, als Grund gegen die Unterſtützung des germa⸗ 
niſchen Muſeums zu Nürnberg die Incompetenz des Bundes geltend machen 
zu hören. Wenn unter den Zwecken des letzteren auch von einer Unter⸗ 
ſtützung der Wiſſenſchaft nicht ausdrücklich die Rede ſei, io habe bei Bera⸗ 
thung der Verfaſſung doch Niemand daran gedacht, dem Bunde die Berech⸗ 
tigung hierzu abzuſprechen. Ueberdies ſei jenes Bedenken durch Präcedenz⸗ 
fälle widerlegt; ſowohl der frühere Bundestag habe zu derartigen Zwecken 


Mittel bewilligt, als auch der Bundesrath, der noch jüngſt auf den Antrag 


des Reichstages betreffs der Expedition zur Beobachtung der Sonnenfinſter⸗ 


niß eingegangen ſei. Trotzdem könne er ſelbſt für den Antrag des Abg. 

rankenberg nicht ſtimmen, da derſelbe eine beſtimmte jährlich zu zahlende 

umme N er bitte den Antrag dahin zu modificiren, daß an den 
Bundeskanzler nur die Aufforderung zur Unterſtützung des germaniſchen 
Muſeums gerichtet werde. Bei dieſer Gelegenheit wolle er gleichzeitig an 
den Vertreter des Bundesrathes eine Anfrage richten, die 10 auf einen im 
vorigen Jahre bei der Etatsberathung gefaßten Beſchluß beziehe. Derſelbe 
ſei dahin gegangen, den Bundesrath zur Unterſtützung des deutſchen Rechts⸗ 


ſchutzvereins in London aufzufordern; er hoffe, daß dieſe Aufforderung nicht 


unberückſichtigt geblieben ſei. a g 
Präſident Delbrück: Ich habe zunächſt einen thatſächlichen 
zu berichtigen. ohl \ 
Subventionen, wie die jetzt beantragte, niemals für ſich beſchloſſen, ſondern 
ſich nur als das Organ zur Vermittelung der geſtellten Anträge an die 
e eee Beitnhtet, Von dieſen leßteren iſt dann die Bewilligung 
erfolgt. 
fo irrt ſich der Vorredner in der Faſſung des vorjährigen Beſchluſſes. Der 
Reichstag hat ſich darauf beſchränkt, den unden er 9 Erkun⸗ 
ee einzuziehen, und je nach dem Ergebniß derſelben dem Vereine 


rrtbum 


Unterſtützung zu gewähren. Dieſer Aufforderung iſt Folge gegeben worden, 
das Reſultat der Erkundigungen war ſevoch nicht derart, den Bundesrath 
zu beſtimmen, eine Subvention zu beſchließen. Obwohl anzuerkennen ift, 
daß der Verein in einzelnen Fällen ſehr ſegensreich gewirkt hat, jo bietet er 
in ſeiner Organiſation doch nicht diejenige Garantle, wie ſie bei einer Un⸗ 
terſtützung ſeitens der Regierungen erforderlich iſt. Ueberdies iſt conſtatirt, 
daß von den großen reſpectablen deutſchen Firmen in London, die der Sache 
nahe ſtehen und jedenfalls ein Urtheil darüber haben, ſich keine an dem 


Verein betheiligt hat, ein Umſtand, der um ſo mehr ins Gewicht fällt, als 


9505 ſonſt ſich von keinem gemeinnützigen Unternehmen zurückzuzlehen 
pflegen. 
2 „Gebert (Sachſen): Ich gehöre gewiß zu denen, die einer jeden 


Ueberſchreitung der Competenz entgegentreten, von einer ſolchen iſt hier aber 
nicht die Rede. Es handelt ſich um eine Ehrenpflicht. Man hat o 

der Mann ſei nur eine Kohlenſtation auf dem Wege zur Einigung 
ſammtdeutſchlands, laſſen Sie es denn unſer Beſtreben ſein, dieſen We 
dadurch abzukürzen, daß wir, wenn nicht materielle, doch möͤglichſt viele 
geiſtige Anknüpfungspunkte an den Süden ſuchen. Parzelliren wir die 
(Justen e nicht, ſondern ſeien wir in dieſer Frage großdeutſch! 

uſtimmung. 5 

Abg. v. Hennig: Ich kann mich dem Antrage, chi eine beſtimmte 
Summe für den genannten Zweck auszusetzen, nicht anſchließen. 

Präſident Simſon: Ich habe Ihnen in ni daß mir foeben eine 
Aenderung des Antrages von dem Antragſteller zugegangen iſt. Derſelbe 
beantragt Ich den In NEHME zu erſuchen, dahin zu wirken, daß für das 
germaniſche tuſeum in Nürnberg eine Unterſtützung gewährt werde. 

Abg. v. Hennig: In dieſer falle ſchließe ich mich dem Antrage an. 
Seitdem die großen Induſtrieausſtellungen uns gezeigt haben, daß wir in 


der Entwickelung der Kunſtinduſtrie eg Sen find, geht man in vielen 


17855 Städten damit vor, Kunſt⸗ und Gewerhe⸗Muſeen zu eröffnen. Ich 
offe, daß man dieſen eben ſo wenig wie dem Nürnberger Muſeum ſeine 
Unterſtützung verſagen wird. Daß der Abgeordnete von Rabenau den Ans 
trag dadurch zu unterſtützen glaubt, daß er der national⸗liberalen Partei 
Vorwürfe wegen ihres Verhaltens in der Marinefrage macht, bedaure ich 


ſehr. Den Ausdruck „kleinliche Zänkereien“, mit dem er unſere Beſchlüſſe 


bezeichnete, weiſe ich mit Entſchiedenheit zurück. 

Abg. Miquel befürwortet gleichfalls den vorliegenden Antrag. Er würde 
auch für die erſte Faſſung geſtimmt haben, ſchon deshalb, weil dem Haufe 
die Competenz dazu beſtritten worden ſei. Er habe gehofft, mit Schluß des 


Zollparlaments endlich die langwellige Einrede der Incompetenz los zu wer⸗ 


den, man ſcheine aber hier noch ängſtlicher damit zu ſein als die Freunde 
aus Schwaben. Um eine Schenkung zu machen, dazu bedürfe man keiner 
Competenz, das ſei ein n b Menſchenrecht. . 
Abg. v. Rabenau erllärt, daß er den Ausdruck „kleinliche Zänkereien“ 
nur in der Hitze des Affects 
dige, nehme er ihn gern zurück. 
Abg. Lasker: Sowohl in meinem an! Namen, wie im An 


5 vage 
des leider wegen Krankheit abweſenden Abg. v. Vinche lege ich Verwahn I 


ng 


ein gegen die Aeußerungen des Herrn Präjiventen des Bundeskanzleramles 


über den Rechtsſchutzverein zu London. Derſelbe hat ſich gebildet unter den 
ſchwierigſten Verhältniſſen und trotz der größten Schwierige Außer⸗ 


ordentliches gar Ich erinnere Sie nur an die bedeutenden Opfer an 4 


Zeit und Geld, die man gebracht hat um einem armen Deutichen das Leben 
zu retten; es wurden von dem Verein allein zu dieſem Zwecke 10,000 Thlr. 
aufgebracht, ein Reſultat, woran man freilich in Deutſchland ſchwerlich ein 
Beiſpiel anzuführen hat, weder von einer reſpectablen noch von einer nicht 
reſpectablen Firma. Ich weiß nicht, welchen Maßſta 


Herrn Präfidenten Bericht eritattet hat, angelegt haben mag zur Beurthei⸗ 


2 
8 
5 


Sowohl der frühere Bundestag als der Bundesrath haben 


die Anfrage wegen des Londoner Rechtsſchutzvereins betrifft, 


7 


REN habe; wenn berſelbe Jemand beleis i 


derjenige, welcher dem 


— 
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- ihre Beſchlüſſe zu überholen auf deren Reſultat nicht mehr das anfängli 


führungen vom Etat entfernt habe, bemerke er, da 


phiſchen Berichte, daß er das tadelnde Urtheil über die Lenk berech der 
errſche 


ein Bundesconſulat zu errichten. Der . ei er motiwirt den Antrag 
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150,000 Thaler nicht genügen, deshalb hätte man die Worte „Erſte Rate“ Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 


ung, ob eine Firma reſpectabel iſt oder nicht, ich nenne Ihnen den Bankier 
zugeſetzt. 


Baron v. Erlanger als Mitbegründer des Vereins und glaube damit die 
Legitimation der Reſpectabilität geführt zu haben. Der Vorſitzende iſt gegen⸗ 
wärtig der Buchhändler Trübner, ein Name, der von allen Deutſchen ge⸗ 
achtet iſt. In officiellen Kreiſen mag der Verein freilich weniger Anerkennung 
finden, denn man iſt hier über dieſe Concurrenz in der Vertretung des Rechts 
nicht ſehr gut geſtimmt; dieſer Umſtand mag manche reſpectable Firma den 
Beſtrebungen fern halten. Es iſt aber noch ein anderer Grund. Wenn es 
ch aber darum handelt, unter eine Subſcriptionsliſte einige Pfund zu 
Kommen, fo mögen jene Herren gern bereit fein; es iſt aber ein großer Unter: 
chied, ob man einige 17 5 hergiebt oder ſich perſönlich einer Mühewaltun 
unterzieht, und zu der letzteren ſind die reſpectablen Firmen wahrſcheinli 
weniger bereit. Die Vertretung unſerer Landsleute im Auslande iſt eine 
ſo heilige Sache, daß Männer, die ſich derſelben mit Arbeit und Geldauf⸗ 
wendung unterſtützend annehmen, Dank und Aufmunterung verdienen, und 
es iſt deshalb nicht gut, wenn hier vor der Vertretung des deutſchen Volkes 
Ausſagen gemacht werden, die mit Dank nicht gleichbedeutend ſind. (Beifall.) 

Abg. Dr. Harnier: Die deutſche Wiſſenſchaft zu fordern iſt eine nationale 
Ehrenſchuld, die wir tilgen müſſen. Ich bitte Sie den Antrag des Abg. 
v. nen anzunehmen. a, 4 

bg. v. Binde (Olbendorf) erklärt ſich für die jetzige Faſſung des An⸗ 
trages, verwahrt ſich aber gegen den bei der Begründung deſſelben vom 
Antragſteller gebrauchten Ausdruck, daß der Militarismus in Preußen den 
Süden zurüdiährede, Gleichzeitig verwahrt er die Verwaltung des Kriegs⸗ 
miniſteriums gegen den vom Abg. Kirchmann ihr gemachten Vorwurf zu 
54 Neuß Nirgend werde die Armee mit ſolcher Humanität behandelt 
e in Preußen. 
Der Antrag des Abg. Graf Franckenberg wird demnächſt faſt einſtimmig 
angenommen. 
on dem Dispoſitionsfonds des Bundeskanzler⸗Amtes find für die Pro⸗ 
ceßcommiſſion monatlich 2700 Thlr. ausgeſetzt. 

Abg. v. Kirchmann findet dieſe Summe etwas hoch bemeſſen, da die 
die Commiſſion außer den hieſigen nur 5 auswärtige Mitglieder und zwei 
unbeſoldete Aſſeſſoren zählt. Was die Art der Arbeit in der Commiſſion 
betreffe, ſo ſei es vielleicht vortheilhafter geweſen, durch dieſelbe nur die 
leitenden Grundſätze der neuen Civilproceßordnung feſtſtellen zu laſſen. Die 
Abfaſſung der einzelnen Paragraphen hätte man von einzelnen Mitgliedern 
rer laſſen können, wodurch eine Menge Zeit geſpart worden wäre. 
Hinſichtlich der Zuſammenſetzung der Commiſſion bedauert er den Mangel 
an Anwälten, die man in derſelben Zahl wie die Richter hätte zuziehen 
müſſen; endlich ſei es durchaus nicht zu billigen, daß man die Arbeiten 
nicht an die Oeffentlichkeit treten laſſe. Im Hauſe ſelbſt bei der Berathung 
könne ein ſo umfaſſendes Geſetz nicht mit der erforderlichen Gründlichkeit er⸗ 
wogen werden, es ſei deshalb nöthig die Stimmen der Wiſſenſchaft vorher 
darüber zu hören und dem Publikum Gelegenheit zu geben, feine Wünſche 

u äußern. — Die Commiſſion über Hypothekenbankweſen ſei ebenfalls bereits 

eit dem November v. J. zuſammen; das Vorgehen mehrerer Städte Deo 

e 

Gewicht gelegt werde. — Gegen den Vorwurf, =, er fih in feinen Aus: 
es ein Recht der Volks⸗ 

vertretung ſei, nicht nur über die Zahlen des Budgets zu ſprechen, ſondern 
an die betreffende an gleichzeitig etwaige Beſchwerden über die Orga⸗ 
niſation oder Verwaltung des in Rede ſtehenden Verwaltungszweiges zu 
knüpfen. Dem Abg. v. Vincke gegenüber berufe er ſich auf die ſtenogra⸗ 


einen noch unbeſtimmten Zweck in unbeſtimmter Döhe 4 bewilligen Ital 
e 


Die Abgg. Wedemeyer und v. Blanckenburg ſprechen für ſofortige] Actien 
gung; Letzterer ſtellt den eventuellen Antrag, die W = 
zu ſtreichen. 

Bundes⸗Commiſſar Delbrück erklärt auf die wiederholten Interpellationen, 
daß er definitivere Zahlen noch nicht angeben könne; es fei allerdings im 
Bundeskanzleramt ein vorläufiger Plan aufgeſtellt, der auch ſchon die Ge⸗ 
nehmigung des Königs erhalten habe; derſelbe ſei aber noch nicht zur Dis⸗ 
cuſſion im Bundesrathe abe e er könne ihn deshalb dem Hauſe noch nicht 
nch dard dez wolle ſich Kg t en, 5 Sache zu beſchleunigen und mög: 5 0 
i ald das weitere Ergebniß mittheilen. f Nori 8 587, 30. Böhmiſche 
8 ae Bet Wie 1 wird 8 Solge, diger Seflärung die Nordbahn —, —. 1860er Looſe 83, 75. 1864er Looſe“ 87, Sten eis 

eſchlußfaſſung über dieſe Poſition bis an's Ende der Vorberathung vertagt.]; ne, ’ ı „ Ungarische: 

Die ng Poſitionen werden genehmigt; die Berathung über Ne außer⸗ Unleben —, —. Napoleondbror 9, 2576. Lombarden 175, 40. ng 
ordentlichen Ausgaben für die Marine gleichfalls Puh 
a 5 in Summa 72,275,904 Thlr., 117,661 Thlr.] Meizen loco begehrt. Weizen und Roggen auf Termine animirt. -— 

im v. J. 
Kapitel J. (Zölle und Verbrauchsſteuern) 48,204,850 Thlr. 1.288, 830 Thlr.] Juli 147 81.45 


82%, 
Uhr. Ni Conſols 95%. 
Italieniſche öproc. Rente 52%. Lombarden 60 

ericaner 16%. Sproc. Ruſſen 85%. Neue Ruſſen 84%. Silber 60%. 
Türkiſche Anleihe von 1865 38%. proc. Verein. Staaten: Anl. pr. 1882 73% - 


Wien, 9. Juni, Abends. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 187, 


ardy Nathan u. Sons.) Garne, 
ittelqualität 13% d. 30r Water 
eſte Qualität wie 


Taylor ꝛc. 17 d. Mule, für Indien und China paſſend 20 4. — Stoffe, 


daß ) Manch 
Ertrag der Zölle geſchehe; die Freihäfen kämen dadurch zu gut weg, da : . 
durch dieſelben vie Verwaltun 981 Notirungen pr. Pfund: 50r Mule gute 


Markt. 
Paris, 8. Juni. Auf der hieſigen Mehlbörſe haben verſchiedene Händler 


5 26. 

* _ in ane Del 725 gun ur zm dieſe Befürchtung durch di nn 875 en Ct 

undes⸗Commiſſar Delbr enimmt ihm dieſe Befürchtung durch die Stralſund, 9. Juni Wollmarkt. Regenwetter. Zufuhren7— nr., 
Erklärung, daß alle thatſächlichen Hinderniſſe beſeitigt, man auch mit den wovon 770 jetzt 8 der vierte Theil Berlanft ift. er flaue Tendenz. 
zum Anſchluß nothwendigen Vorbereitungen für die Zollorganiſation und] Ausgezeichnet gute Wäſchen mit 60-62 Thlr., alſo 5 Thlr. niedriger als im 
die Grenzbewachungs⸗Anſtalten ſo weit borgerüdt ſei, daß der bollitändige | vergangenen Jahre bezahlt. Mittelmäßige Wäſchen bleiben faſt unberück⸗ 
5 15 „ auden Großherzogthümer und Lübeck's in ſichtigt Wahrſcheinlich wird der Markt mit noch billigeren Preiſen ſchließen. 
ehr naher Ausſicht ſtehe. KK FECHTEN 

Abg. Waldeck ſchließt ſich der vom Abg. Wiggers (Berlin) in der Ge⸗ 7 

neraldebatte ausgeſprochenen Anſicht an, daß der Ausfall durch die Zoll: Berliner Börse vom 9. Juni 1868. 
Fonds und geld. Course. Elsenbahn-Stamm-Aetles, 


Armee nicht als ſein eigenes, ſondern als das in Süddeutſchland h nde] herabſetzungen zu boch, die Einnahmen alſo zu niedrig veranſchlagt ſeien; 


im Ganzen 275,650 Thlr. 

Abg. Schleiden macht den Bundesrath darauf aufmerkſam, den Be⸗ 
ſchluß des Hauſes vom October v. J. über die Gerichtsbarkeit der Bundes⸗ 
Conſuln nicht aus dem Auge zu verlieren. 

Abg. Dr. Friedenthal beantragt, ſo ſchleunig wie möglich in Peſt⸗Ofen 


Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem 295 hi 3 
Paris, 10. Juni. Der „Conſtitutionnel“ ſagt: Mehrere Luxem⸗ 
burgiſche Blätter machten ſich neuerdings zu Organen von Annexions⸗ 
beſtrebungen Luxemburgs an Frankreich. Dieſe Beſtrebungen, welche 
Ital. neue 1 


ein Einſchreiten der Localbehörden hervorriefen, ſtören zahlreiche In⸗ Rus, ö 
dito Poln.-Sch.-Obl. 


durch einen Hinweis auf die Wichtigkeit des Platzes als Centralpunkt von 
Ungarn, das einen eminenten, täglich wachſenden Verkehr in Rohſtoffen aller 
Art nach Norden und Weſten treibe. Die Handelskammern von Breslau 
und Stettin hätten bereits früher die Initiative in 3 85 Frage ergriffen, 
doch bei den damals obwaltenden Schwierigkeiten ohne Erfolg. Namentlich 
ſei die 1 Ungarn auch für den internationalen Eiſenbahnver⸗ 
kehr von großer Wichtigkeit. Im porigen Jahre, wo in Ungarn eine Maſſe 


tereſſen und verbreiten Unruhe über eine Frage, bei welcher allem An⸗ 
ſcheine nach jede Zweideutigkeit unmöglich iſt. Die Stellung Luxem⸗ 


hingeſtellt habe. ae 8 h man hätte ruhig 800,000 Thlr. mehr, alſo eine runde Summe bon fünfzi 
Abe, Leſſe findet die Höhe der für die Proceß⸗Commiſſion ausgeſetzten Millionen in Einnahme ſtellen können; dann habe man doch Mittel für die — von role 700, 5. 6. || Dividende pro 1866, 1667. | 

Mittel bei der Größe der Commiſſion nicht auffallend; ebenſowenig könne] Marine. dito 1884.58 4½ 0 ½% ba. Aach. EI 

er ſich der Anſicht des Vorredners anſchließen, daß es beſſer wäre, wenn die Bundescommiſſar Delbrück tritt dieſer Ausführung in ſehr entſchiedener 4 58648 J bi 2 

Commiſſion nur die leitenden Grundſätze aufgeſtellt und die Ausarbeitung] Weiſe entgegen. Man habe nur 75 Procent der Ausfälle durch die Zoll: dito h bz. — 

des Entwurfs der Prozeßordnung Einzelnen überlaſſen hätte, dagegen ſtimme ermäßigung in Anrechnung gebracht. Gar keinen Ausfall anzusetzen, wie dito 5% bz. BT 

er mit dem Abgeordneten v. Kirchmann bezüglich der e etzung der der Abg. Walded es will, wäre gegen alle Regeln einer gefunden Finanz ans 1 . 2 

Commiffion und der Veröffentlichung ihrer Arbeiten vollkommen überein. politik und gegen alle Erfahrung, und von einem Finanzminister, der W| dl 160% fa na — 
Der Etat des Bundeskanzleramtes wird hierauf ohne Widerspruch ger etwas thun würde, könnte man nur in einem ſehr harten drucke ſprechen.] Staats-, uldschelneg, bz. 22 
nehmigt. ? ö Dadurch gewinnt man wirklich kein Geld, wenn man die Einnahmen auf dem Berner gte Obe eg — 1 
Der Etat für das Bureau des Reichstages jest für Remunerationen Papier künſtlich emporſchraubt. 2 (Kur u. Neumärk. 3 dz * 
und Unterſtatzungen 4145 Thlr. aus, zu Bureaubedürfniſſen 10,700 Thlr.] Die Poſition wird genehmigt. — Damit ift die Tages ⸗ Orbnung | 2 \Pommersche a bz. — 
zur Unterhaltung und Feng des Mobiliars und Reinigung und Hei | erledigt. 4 8 N . * 

ung der Localien 1000 Thlr., für die 8 3318 Thlr.; für die Der mem theilt mit, daß vom Abg. Lasker ein aus 5 Para⸗ ten 2 
KAmtewobnung des Präſidenten 400 Thlr., im Ganzen 20,563 Thlr. Alle Peer ſtehender Geſetzentwurf, etr. den Betrieb von ſtehenden 5 Babe % 

dieſe Poſitionen werden ohne Debatte genehmigt. ewerben, eingegangen ſei. — Derſelbe wird der Gewerbe⸗Ordnungs⸗ 2 (Ponuerehe it — 

Der Etat für die Conſulate des norddeutſchen Bundes verlangt an | Commiſſion überwieſen. © \Posensche 2 

fortdauernden Ausgaben für die General⸗Conſulate 105,150 Thlr., für die Schluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung: Morgen (Mittwoch) 10 Uhr. Tages⸗ 3 Preussischo. . .. N 

Conſulate und Vice⸗Conſulate 210,650 Thlr. An Miethen für Geihäfts- | Ordnung: 1) Fortſetzung der inner Etats der Poſt⸗ und erden, Rhea. => 

Locale, Bureaukoſten u. ſ. w. 55,000 Thlr., Dispoſitionsfonds 10,000 Thlr., Telegraphen⸗Verwaltung; Militär⸗Etat; 2) 3. Petitionsbericht. N 2 


buras iſt durch die Londoner Conferenz geregelt; kein ſeitdem eingetre⸗ 4% l = 30 W - 1 


tener Vorfall kann Zweifel einflößen über den feſten Willen aller Ca⸗ Kurhess.40 Thlr, Ob. 


von Getreide vorhanden war, erzielten franzöfiihe Agenten durch perjönliche | de! Rar — vn. Perl. Kassen.v. 12 4 11693, B. 
Unterhandlungen ſehr günſtige 2 für ihren Import, hätte der binette, den damals geſchaffenen Zuſtand aufrecht zu halten. Die — Bt-Aul. 6 [78 4 eren e ® > nun. 
norddeutſche Bund einen geeigneten Vertreter dort gehabt, jo würden wir] neuerdings hervorgetretenen Kundgebungen haben nur die Bedeutung Fisenbahn-Prioritäts-Astien. 42 12 * 
r Die heſebende Beben in Wien ars de e einer Zeitungspolemik. 5 Berg;Mäckische . 97 8 — \ * = ‘ " * 
eiſten können. ie beſtehende Geſandtſchaft in Wien er ei Weitem j N ; 5 N g N . 
nicht den Zweck, den ein Conſulat in Peſt⸗Ofen haben würde. Die Ungarn Florenz, 10. Juni. Die . Ep mit großer Majo⸗ u ee 77 8. [Gothaer ne . E — 18 | % 
> leine Freunde von Schreibereien, ſondern liebten es, ihre Angelegen⸗ rität die Steuerbefreiung der Rententitel ab, welche auf Namen aus⸗ col inden 4 B. HAamb. Noräd. B. 1 flies 
heiten im perjönlihen Verkehr zu erledigen. Durch einen Conſul am Orte ländiſcher Inhaber lauten, genehmigten den Artikel 4 des Vermoͤgens⸗ dite Er Voreips.p./100%, n 4 if 8. | 
850 würde man deshalb viel mehr ausrichten, als auf diplomatiſchemſteuer⸗Geſezes, wodurch nur die Anleihe vom März 1855 ſteuer⸗᷑⸗ dito unt 8 a, B.| 4% | = u 6. 
ege von Wien aus. Er bitte, wenn man ſeinem eg gebe, die frei bleibt | de 5 mi B ee 
Stelle nicht durch einen Wahlconſul, ſondern durch einen Berufsconſul zu v N h adjeicht 8 dito ar 1. 5 22 — 1 % 
beſetzen. Er habe dieſe Beſtimmung in ſeinem Antrag nicht aufgenommen, London, 9. Juni. Die Dampfernachrichten aus Newyork reichen „io e * Kren nt T  (MHlIE8% 0. 
wei ſie Sache der Executive ſei, er glaube aber, nur ein Berufsconſul werde] bis zum 30. v. Mts. Johnſon hat Stanberry wieder zum General⸗ d MI Em.. I 4 33 5 
e — 4 am 270 5 der Bundesruth bereit jei das in Auwalt ernannt. Benjamin Wade, der Präfldent des Senate, bat e. kee. ...6 ss 2. 
8 eh. Legat.⸗Ra nig erklärt, da 2 1 ; > R R ich | Kistersebl.-Märk. gi 
Rede ſtehende Conſulat zu errichten. Man habe es bisher unterlaſſen müſſen, 255 Senats⸗Commiſſion Dee ee eee der 8 15 % env.id Ye du. egg gag — 18% ba 
weil die öſterreichiſche Regierung Bedenken getragen habe, in Binnenplätze bei dem Proceſſe Johnſon's vorge eſtechungen. Mi: 4400 N. % et 5 ade , „, — |# 1 2 
fremde Confuln zuzulaſſen. Davon ſei man jetzt zurückgekommen, ein fran⸗ liche Conſuln auf Hayti haben die Forderung Salnave's abgelehnt, die] Kgechl. Zwel d. L. S. 2 » „ie = F i 
dſiſcher Conſul ſei bereits in Peſt⸗Ofen ernannt und man werde deshalb] Flüchtlinge, welche bei denſelben Schutz geſucht haben, auszuliefern. Oborschles, eee 12.2 — ne 
fest ganz ungeſaumt vorgehen. Dem Wunſche betreffs des Berufsconſuls] Brüſſel, 9. Juni. Die für die Nepräfentantentammer ſtattgefundenen dito d B. 2 be 
werde entſprochen werden, da auch der Bundesrath überzeugt ſei, daß nur Neuwahlen haben die bisherige Majorität nicht geändert. Die Liberalen] dito Di e 53 EEE 4.85 
ein ſolcher ſeinem Zwecke entſprechen werde. haben drei Stimmen gewonnen (in Nivelles, Baſtogne und Furnes) und zwei] dit E. % 71% 8. oldauerLäs.B.| — —. 5 dax 
Der Antrag wird mit großer Majorität angenommen und werden ſämmt⸗ (in Brügge) verloren. = 8. — c Bank Ver. B f fist. 8. 
liche Poſitionen ohne weitere Debatte genehmigt. Paris, 8. Juni, Abends. Der „Etendard“ theilt mit, daß Graf] Ossterr-Frann..... U „a 
Es folgt der Marine⸗Etat. b G0 { di u 10 iften unter den ihm zugegan Asa Proteſten] Qesterr. südl. 8-8. 13 |213% et. b. 5 1 | 
Abg. Tweſten (zur Geſchäfts⸗Ordnung): Da berlautet, daß der Bun⸗ von der Golz die Unterſchriften un! zugegang Base tn f 8 RE 10 = 2 Ren . 
desrath in Berathung darüber getreten iſt, eine größere Summe für den von Hannoveranern einem Sachverſtändigen unterbreitet habe, welcher "Nahe-B. gar.. . . — 8 A . 
Marine⸗Ctat anzusetzen, bitte ich dieſen Etat von der heutigen Tagesordnung erkläre, das Schriftſtück ſei durchaus unglaubwürdig und unecht. Die A Wee 0. dein ea 
abzuſetzen 0 5 preußiſche Regierung habe nicht die Abſicht, die angeblichen Unterzeich⸗ o de 1 147%. be. eipsig Iod Thlr.. % 7.19» 6. 
a Abg. Fries widerſpricht dieſem Antrage. g der Amneſtie auszuschließen, falls fie bis zum 1 Juli in ihre burg 300 Mk. |8 T. 1817 dito dito 2 1 650 6. 
Es fei nothwendig, zunächſt die Frage zu erörtern, ob eine Bundesanleihe ner von mneſtie ausz ' 3 . dito dito .. ‚2011804 ba Frankturt a. M. 100 FI |2 1. 80 N hr. 
nothwendig ſei oder nicht. 9 tel d. 1 Heim ath zurückkehrten. (T. B. f. N.) London 1 Lstr. . 3.20 3 dr. etersburg 100 6 K. 51 5 ba. 
i igt die Richtigkeit der vom Abg. 8 T. 87 R. 8 T. 5 
Bundescommiſſar Delb rück beſtätig ch 9 9 Tweſten Wien 5 1 7777259 22 2 . . 115 in 


x 


angeführten Thatſache. 


in Summa 3,594,000 Thlr.; (437,441 Thlr. mehr als im vorigen gabe: 


Der Zweck des Grundſtücks ſei, zun 
Unterbringung des Bundesraths und 
für den Reichstag und das Zollparlament. Hierfür würden aber wahl] — Etr. 


Er %⅛ ᷑˙ rr a As. 
Breslauer Börſe vom 10. Jun P fiene eue e. N Uhr Nachm.) 
Der Antrag Tweſten wird angenommen. bez ſterr. knoten 87 5—5 


Ruſſiſch Papiergeld 83 , — 7 bez. Banknot 4 % 
Igen die ei ligen und außerordentlichen Ausgaben; Schleſ. Rentenbriefe 91%, bez. u. Gld. Schleſ. Pfandbriefe 83% — bez. 
nme 3,50 000 Tölt Sehen National⸗Anleihe 55 7 Br. Freiburger Reh bez. Neiſſe⸗Brieger —. 


5 i i ; &s tung fanden, die Zufuhr war reichlicher. 
150,000 Thlr. für die Erwerbung eines Grundſtügs für] Sberſchleſiſche Lin. A. und C. 184 bez. u. Br. Wilhelmsbahn —. Oppeln; ſprechende Beachtung fanden, 
1 bo, ne le 19,550 Thaler für die Poſt⸗ und 324,945 ru 76% Br. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 84 Gd. Schieſ. Bank |, Weisen Due Ban 8 pr. & F Sleſicche 1 0 
Thaler für die Telegraphen⸗Verwaltung; der Reſt iſt für die Warst 5 bez. 7 8 ine ae e d dc 15 ede — Ua a Mae u 5 Pfund 62 70 75 1225 
ine. arſchau⸗Wie⸗ner r. Minerva — „ u. Br. Baier. An⸗ 3 , FE Wk 5 
| bn 150,000 Thlrn. für die Erwerbung eines Grundſtücks, bemängelt] leihe —. Italiener 50% dez. u. Br. ; fein 4 — a Na bezahlt, de e ae Dedlune 
Abg. Gebert, daß ein Plan dafür noch nicht vorliege, jo daß man die erfor- Breslau, 10. Juni. Preiſe der Cexealien. ein te . Notiz ee 3 Gel on Raufluft ir 
derliche Geſammtſumme noch gar nicht überſehen könne. Eine ſo unbeſtimmte] Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Sue net 50 Pfd. 34—37— gr., feinfte Sorte über Notiz bezahlt, — Erbſe⸗ 
e * bilde lee be fein mittel ordin. fein mittel ordin. offerirt. — Wicken 9635 beachlet pr. 90 Pfund pr bis 52 Sgr. 
destommiſſar Delbr icht i i i 112 o Gerſte 5557 53 4750| Jelſagten ohne Handel. — Lupinen ohne Handel, — Bohnen ſchwer 
Bundestommiſſar Delbrück erklärt, noch nicht in der Lage zu fein, | Weizen, weißer 107— 112 103 92—98 Gerſte \ — 5 ur 
h i : i „ gel 105-108 102 91—95 Hafer 38—39 37 34—36 verkäuflich, pr. 90 Pfund 90-96 Sgr. chlagle in ſchwach beachtet. 
einen genauen Plan vorlegen zu können; der Reichstag müſſe erſt aus⸗ en Ahle N ge, hi 8 Rape en . , 50-55 Sor. br. Cen 10 w ice Par 
wenig beachtet, 60—65 Sar. pr. Ctnr. 


rechen, ob er überhaupt gewillt ſei, eine Bewilligung für die Erwerbun 
ine Grundſtückes für ber Bund in Berlin zu machen. Dann ſei es er do. fremder 72-74 68 60-64 
möglich, Näheres über das Grundſtück a und deſſen Preis zu beſtimmen. 
t Räumlichkeiten ee ne für die 


undeskanzleramtes, event. aber auch 


Dreslau, 10, Jun. Maſſerſtand.] BB. 15 F. 5 f. H.. 2 
22 Verant . Redacteur: Dr. Stein. f 
Druck von Graß, Barıh u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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